— 13 — 


Geſetz⸗ Sammlung ; 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 1 


. 
4. 
A BETTESERKTN 


(Nr. 3244.) Geſetz, betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der Militaͤr-Verwaltung 
für das Jahr 1850., fo wie die Beſchaffung der zur Deckung deſſelben 
erforderlichen Geldmittel. Vom 7. Maͤrz 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Kammern, was folgt: 


H. 

Unſerem Kriegsminiſter wird zu den im Jahre 1850. etwa erforderlich 
werdenden außerordentlichen Bedurfniſſen der Militair⸗Verwaltung ein Kredit 
bis zum Betrage von achtzehn Millionen Thaler eroͤffnet. 

= H. II. 

Unſer Finanzminiſter iſt ermaͤchtigt, den Geldbedarf, ſoweit er aus an— 
derweitig disponiblen Staatsfonds nicht gedeckt werden kann, nach dem eintre— 
tenden Bedurfniß durch eine, wenigſtens mit Einem Prozent jährlich zu amor⸗ 
tiſirende verzinsliche Staats-Anleihe zu beſchaffen. 

H. III. 

Die Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes wird dem Kriegsminiſter und dem Fi⸗ 
nanzminiſter uͤbertragen und iſt daruͤber den Kammern ſofort bei ihrer naͤchſten 
Zuſammenkunft Rechenſchaft zu geben, welchen ſodann uͤber die Fortdauer die⸗ 
ſes 5 1 ſo weit er noch nicht erſchoͤpft iſt, die Beſchlußnahme vorbehal⸗ 
ten bleibt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 7. Maͤrz 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


Jahrgang 1850. (Nr. 3244-3245.) "25 (Nr, 3245.) 
Ausgegeben zu Berlin den 18. März 1850. 
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(Nr. 3245.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der Cirkular-Verordnung vom 26. Februar 


1799. wegen Beſtrafung der Diebſtaͤhle und aͤhnlicher Verbrechen und die 
Abaͤnderung der Injurienſtrafen. Vom 11. Maͤrz 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammern, fuͤr diejenigen Landestheile, in 
welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung Gel: 
tung hat, was folgt: 


NER 
Die Cirkularverordnung vom 26. Februar 1799. wegen Beſtrafung der 
Diebftähle und aͤhnlicher Verbrechen wird hierdurch aufgehoben. Bis zur Pu⸗ 
blikation des neuen Strafrechts finden in Bezug auf dieſe Verbrechen lediglich 
die Vorſchriften des Titels 20. Theils II. A gemeinen Landrechts nebſt den 
zu denſelben ergangenen anderweitigen Beſtimmungen Anwendung. 


Ne 
Die einfache, durch Rede, Schrift, Zeichen, Abbildung oder andere Dar- 
ftellung veruͤbte Ehrenkraͤnkung iſt nach dem Ermeſſen des Gerichts, welches 
durch die vorliegenden Thatumſtaͤnde beſtimmt wird, mit Geldbuße bis zu drei⸗ 
hundert Thalern oder mit Gefaͤngniß oder mit Feſtungshaft bis zu ſechs Mo⸗ 
naten zu beſtrafen. 


Ga 
Geringere Realinjurien ($. 628. Titel 20. Theil II. Allgemeinen Land: 
rechts) werden noch einmal ſo hart als die einfache Ehrenkraͤn ung durch Rede 
oder Schrift beſtraft. Eben dieſe Strafe tritt fuͤr leichte vorſaͤtzliche Körper: 
beſchaͤdigungen ($. 796. Titel 20. Theil II. Allgemeinen Landrechts) an Stelle 
der bisher verordneten ein. 


$. 4. a 
Auf den Standesunterſchied, welcher in den beſtehenden Geſetzen bei 
Beſtrafung der Injurien und leichten Koͤrperbeſchaͤdigungen gemacht wird, ſoll 
es nicht ferner ankommen. 


§. 9. 

Alle Beleidigungen, mit Ausnahme der gegen Beamte bei Ausuͤbung 
ihres Amtes oder in Beziehung auf daſſelbe veruͤbten Beleidigungen und der 
ſchweren Realinjurien, koͤnnen, inſoweit nicht beſondere Geſetze fuͤr einzelne 
Arten derſelben etwas Anderes beſtimmen, von dem Beleidigten nur im Wege 
des Civilprozeſſes verfolgt werden. Die Staats⸗Anwaltſchaft iſt jedoch in allen 
Faͤllen, in denen ihr dies im Intereſſe der öffentlichen Ordnung nothwendig 
erſcheint, die Beſtrafung des Beleidigers im Wege des Unterſuchungsverfah⸗ 
rens ſo lange zu verlangen befugt, als ein Urtheil in dem etwa auge 

ivil⸗ 
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Givilprogeffe noch nicht ergangen iſt. Iſt auf eine ſolche von der Staats-An⸗ 
waltſchaft erhobene Klage die gerichtliche Unterſuchung eröffnet, fo iſt die Ver⸗ 
zichtleiſtung auf die Beſtrafung des Beleidigers ohne Einfluß auf den Fortgang 
der Unterſuchung und die Vollſtreckung des Urtheils. Schreitet die Staats⸗ 
Anwaltſchaft ein, ſo wird der von dem Beleidigten etwa bereits eingeleitete 
Civilprozeß durch die Eröffnung der Unterſuchung fuͤr erledigt erachtet. 


$. 6. 

Die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften über das Verfahren bei Auf⸗ 
nahme der Beweiſe, insbeſondere auch darüber, welche Perſonen als Zeugen 
vernommen und vereidet werden duͤrfen, und daruͤber, daß der Eid als ein zu⸗ 
läffiges Beweismittel in Injurienſachen nicht anzuſehen iſt, bleiben für den 
Civilprozeß wegen Beleidigungen maaßgebend. Dagegen treten die bisherigen 
poſitiven Regeln über die Wirkungen der Beweiſe außer Anwendung. Der 
erkennende Richter hat fortan unter Pruͤfung aller Beweiſe für die Anklage 
und Vertheidigung nach ſeiner freien, aus dem Inbegriffe der Verhandlungen 
geſchoͤpften Ueberzeugung zu entſcheiden, ob der Verklagte ſchuldig oder nicht⸗ 
ſchuldig ſei. Er iſt aber verpflichtet, die Gruͤnde, welche ihn dabei geleitet 
haben, in dem Urtheile anzugeben. Auf vorlaͤufige Losſprechung ſoll nicht mehr 
erkannt werden. 

Der fuͤr ſchuldig Erklaͤrte iſt zur vollen geſetzlichen Strafe zu verur⸗ 
theilen. 8 15 
Ela 


Gegen jedes Erkenntniß, welches wegen Beleidigungen im Civilprozeſſe 
ergangen iſt, ſtehen beiden Parteien die fuͤr den Civilprozeß vorgeſchriebenen 
Rechtsmittel der Reſtitution, der Appellation und der Nichtigkeitsbeſchwerde, 
nicht aber das Rechtsmittel der Reviſion zu. 

In Betreff der Beſchwerden, welche nur den Koſtenpunkt betreffen, kommt 
die Vorſchrift der Nr. 3. Artikel 1. der Deklaration vom 6. April 1839. 
(Geſetz⸗Sammlung 1839. S. 126.) zur Anwendung. 


§. 8. 

In der Appellations⸗Inſtanz kann der Appellant die Richtigkeit des von 
dem erſten Richter als feſtſtehend angenommenen Thatbeſtandes nur durch An⸗ 
gabe neuer Thatſachen oder neuer Beweismittel anfechten, und der Appellations⸗ 
Richter hat bei ſeiner Entſcheidung zu beurtheilen, ob und inwieweit durch dieſe 
neuen Thatſachen oder Beweismittel die Entſcheidung des Richters erſter In⸗ 
ſtanz in Bezug auf den Thatbeſtand oder die Thaͤterſchaft geaͤndert wird. 

Wenn keine neuen Thatſachen oder Beweismittel vorgebracht ſind, hat 
der zweite Richter nur darüber, ob die von dem erſten Richter feſtgeſtellten 
Thatſachen die von demſelben angenommene Ehrenkraͤnkung darſtellen, ſowie 
uͤber das Strafmaaß zu erkennen. 


8. 9. 
Die Koſten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fallen demjeni⸗ 
gen zur Laſt, welcher daſſelbe eingewendet hat. Alle übrigen Koſten des Pro⸗ 
(Nr. 3245.) zeſſes 
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zeſſes ſind, wenn der Verklagte ſchließlich zu einer Strafe verurtheilt wird, dem 
Verklagten, wenn der Verklaͤgte ſchließlich von der Anklage freigeſprochen wird, 
dem Klaͤger aufzulegen. ö 


H. 10. 


hobe 


§. 11. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt an die Stelle der Verordnung vom 18. 
Dezember 1848. (Geſetz-Sammlung Seite 423.), bei deren Vorſchriften es bis 
zu dem Zeitpunkte der eintretenden verbindlichen Kraft des heutigen Geſetzes 
überall verbleibt. Alle bei dem Eintritte dieſes Zeitpunktes anhaͤngigen Sachen 
ſollen nach den Vorſchriften der Verordnung vom 18. Dezember 1848. durch 
alle zulaͤſſigen Inſtanzen zu Ende geführt werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ | 


tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 11. Maͤrz 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhaufſen. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufge⸗ 
n. 


